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Einleitung 

Die vorliegende Arbeit möchte die Kompatibilität mehrerer Irrefiihrungstat-
bestände des UWG mit den Art. 30 bis 36 des EGV (Freier Warenverkehr, 
Dritter Teil, Titel I, 2.Kapitel: Die Beseitigung der mengenm.äßigen Be-
schränkungen zwischen den Mitgliedstaaten) analysieren. 

Keine spezifische Berücksichtigung erfahren in diesem Zusammenhang die 
ebenfalls vom UWG betroffenen Dienstleistungen mit ihrem gemeinschafts-
rechtlichen Korrelat der Art. 59 tf. EGV sowie die ZugabeVO und das Ra-
battG.1 

Den Anlaß fiir diese Untersuchung bietet die sich in diesem Bereich zuletzt 
immer weiter verdichtende Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) zu den Art. 30 tf. EGV. Dabei geht es regelmäßig um den in einem 
Mitgliedstaat initiierten, gemeinschaftsweiten Vertrieb eines einheitlich ge-
stalteten Produkts bzw. um eine dementsprechende Vermarktungsstrategie, die 
jeweils mit den stark voneinander divergierenden nationalen Wettbewerbs-
rechtsordnungen in Konflikt geraten. Soweit der EuGH mit diesem Konflikt 
befaßt wird, tendiert er grundsätzlich dazu, der Verwirklichung besagter wirt-
schaftlicher Aktivitäten den Vorrang einzuräumen. Dies erreicht der Gerichts-
hof dadurch, daß er entgegenstehende nationale Verbote oder Hindernisse 
wegen ihrer Unvereinbarkeit mit Art. 30 EGV fiir unanwendbar erklärt. Damit 
geraten auch die einzelnen Irreführungstatbestände des UWG in ihrer richter-
lichen Ausprägung immer stärker unter den Druck gemeinschaftsrechtlicher 
Vorgaben. Das diesbezüglich bislang wenig ausgeprägte Bewußtsein der deut-
schen Gerichte hat sich hier insbesondere seit dem Urteil "GB-Inno 
BM/Confederation du commerce luxernbourgeois (CCL)"2, sowie der zu § 6e 
UWG ergangenen Entscheidung "Yves Rocher"3 zunehmend verschärft. 

1 Zur Vereinbukeil des RabattG mit Art. 30 EGV R. Sack, EWS 94, S. 181 f[ und J. Basedow, 
ZEuP 94, S. 210 ff. 

2 Rs C-362/88, Slg. 90, S. 1-667 ff. 
3 "Schutzverband gegen Unwesen in der Wirtschafte. V./Yves Rocher", Rs C-126/91, EuZW 93, S. 

420 ff. (= WRP 93, S. 61S ff., mit zust. Arun. G. &hricker, S. 617 ff.; OB 93, S. 13S9; JuS 93, S. 970 
mit zust. Besprecbung von V. Emmerich ebenda; NJW 93, S. 3187 f.; ZEuP 94, S. SOS mit Amn. A. 
Beater, S. S06 ff.; JA 94, S. 92 ff.). 

2• 



20 Einleitung 

Diese Entwicklung hat sich zwischenzeitlich soweit aktualisiert. daß die 
Kommission mit einer begründeten Stellungnahme vom 03.06.19934 ein Ver-
tragsverletzungsverfahren i. S. d. Art. 169 EGV gegen die Bundesrepublik 
Deutschland (BRD) eingeleitet hat, das die Aufhebung des RabattG, sowie der 
§§ 7 I und n, 6e UWG zum Ziel hat. 

Diese Vorgänge haben letztlich zu der ersatzlosen Streichung der §§ 6d und 
6e UWG durch die am 01.07.1994 in Kraft getretenen UWG-Novelle geführt. 
Dennoch hat die vielßltige Oberlagerung bzw. Verschränkung von Gemein-
schaftsrecht und deutschem Wettbewerbsrecht bislang weder in der Recht-
sprechung, noch in der Literatur klare Konturen gewinnen können. 

Vor diesem Hintergrund bedarf es zunächst einer genaueren Herausarbei-
tung bzw. Vorstellung der maßgeblichen Irrefilhrungstatbestände des UWG. 
Zu diesem Zweck erscheint es sinnvoll, an einen der mittlerweile vielßltigen 
Systematisierungsversuche des Schrifttums zum UW<P anzuknüpfen. 

So wird z. B. vertreten, die Normen des UWG ausschließlich nach den be-
troffenen Adressaten, also jeweils danach einzuteilen, ob sie dem Schutz der 
Mitbewerber, dem der Verbraucher oder dem der Allgemeinheit dienen.6 

Einen anderen Ansatzpunkt wählt demgegenüber die Unterscheidung nach 
den in Frage stehenden SchutzgQtern. Auf dieser Grundlage werden dann ins-
gesamt fiinf Fallgruppen gebildet, und zwar: Kundenfang, Behinderung, Aus-
beutung, Rechtsbruch und Marktstörung. 7 

Beiden Versuchen ist wohl gemeinSam, daß sie eine Abgrenzung ihrer ein-
zelnen Kategorien untereinander nicht einwandfrei zu bewerkstelligen vermö-
gen. 8 Ungeachtet dessen soll hier an die zweite Variante, die sich im Laufe der 
Zeit insbesondere bei der Rechtsprechung durchgesetzt hat, angeknüpft wer-
den. Danach ist der Bereich der Irrefiihrung der Fallgruppe des Kundenfangs 
zuzordnen.9 Die relevanten Normen sind hier mithin die§§ 3 sowie 6a bis 6e 
UWG. 

4 Kurz belebrieben in EWS 93, S. 329 (siebe auch ORUR 93, S. 790, 791 bzw. 80S, 806); zitiert 
bei W. Lei1ner, EuZW 93, S. 6SS ff. ebenda (Fn 8) als KOM 93 (304). 

5 DlzuBaumbach/Heformehl, Rz 158 ff. UWO Einl. 

6 V. Emmerlch, Du Recht des unlautcmt Wetlbewcrbs, 2.,3. und 4. Kapitel. 
7 Baumbach/Heformehl L L 0 . Rz 160 ff. 
8 So zu Redrt: W.Tilmann, ORUR 1991, S. 796 ff. (S. 798) mit einem eigenen Ulsungsversucb. 
9 Baumbach/Hefermehl L L 0. Rz 161, 167, sowie Rz 11-17 UWO vor§§ 3-8. 
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Dabei ist die nach der vorbezeichneten Themenstellung zu untersuchende 
Kompatibilität dieser Normen mit den Art. 30 bis 36 EGV extensiv zu verste-
hen. So soll einleitend geprüft werden. ob die Art. 30 ff. EGV, durch die 
Auslegung, die sie in der Rechtsprechung des EuGH erfahren haben. die Kol-
lisionsregeln. welche die Anwendung der UWG-Vorschriften anordnen. be-
einflussen. 

Danach wird die Verschrankung mit dem materiellen Recht untersucht. Die-
ser Themenkreis - der zentrale Bereich der Arbeit - ist erst vor relativ kurzer 
Zeit von der Literatur aufgegriffen worden und bereitet der deutschen Recht-
sprechung, wie bereits angedeutet, noch erhebliche Schwierigkeiten. 10 

Im Rahmen dieses Kapitels soll zunächst dargestellt werden. inwieweit der 
EuGH die Art. 30 ff. EGV auf einzelne lrrefiihrungsverbote anwendet. Die 
diesbezüglich schwerfällig erfolgende Rezeption der Rechtsprechung des 
EuGH beruht wohl z.T. auf dem Mißverständnis seiner Einflußmöglichkeiten. 
So ist wohl anerkannt, daß das legislative Gemeinschaftrecht über die ihm 
vom EuGH gegenüber dem nationalen Recht eingeräumte Vorrangstellung11 

nicht nur privatrechtsbeschränkend, sondern auch privatrechtssch(JpjemJI2 

wirken kann. Eben diese letzte Wirkungsmöglichkeit wird jedoch der Recht-
sprechung des EuGH nicht beigemessen. 13 In einem allgemeinen Teil soll 
diese These am Beispiel des Tatbestandsmerkmals der Verkehrsauffassung 
widerlegt werden. Nachfolgend werden dann die spezifischen Probleme der 
einzelnen Irrefiihrungstatbestände des UWG näher erläutert. 

Zum Abschluß der Untersuchung sollen dann einige Überlegungen zum 
Problem der sogenannten Inländerdiskriminierung angestellt werden. 

Es bleibt darauf hinzuweisen. daß Hervorhebungen jeglicher Art, auch in Zi-
taten. vom Verfasser herrühren. 

10 Dazu G. Meier, EuZW 90, S. 811I (83). 
11 Rs 6/64, "Costa/ENEL", Slg. 64, S. 12S11I (1269) undseitherstlndige Rspr. 
12 Gnmdlegend dazu: P.-Chr. Millkr-Graf[. Privatredtt und Europlisches Gemeinscllaftsrht, S. 

201I 
13 So schonM. Seidel, GRUR Int 84, S. 80 li (81); ebensoJ. Gilndisch, FS fllr R. Nirt, S. 4171I 

(434). 
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